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ach dem Ende des Kalten Krieges stieg 
die weltweite Migration stark an. Mi- 

litärisch befestigte Grenzanlagen wie der 
„Eiserne Vorhang" quer durch Europa wur- 
den niedergerissen. Der Zusammenbruch 
des Sozialismus beendete die Zweiteilung 
der Welt. Zudem entsagten die marktwirt- 
schaftlich orientierten Staaten dem Pro- 
tektionismus. Allgemeines Ziel ist heute 
eine liberalisierte, miteinander verflochtene 
Weltwirtschaft. Zugunsten einer freizügigen 
Mobilität von Gütern, Kapital, Dienstleistun- 
gen, Personen und Informationen haben die 

Im Jahr 2009 griffen die EU-Staaten ge- 
mäß Frontex 106.200 illegal auf dem Land-, 
See- und Luftweg einreisende Migranten 
auf, die in erster Linie aus Albanien, Afgha- 
nistan, Somalia und Irak stammten. Die Dun- 
kelziffer wird auf etwa vier Mal SO hoch ge- 
schätzt. Push-Faktoren in den Herkunftslän- 
dern sind bewaffnete Konflikte, autoritäre 
Herrschaftssysteme, Armut, Arbeitslosig- 
keit, Unterentwicklung, Überbevölkerung 
und Umweltzerstörung, Pull-Faktoren in der 
EU die große individuelle Freiheit und sozia- 
le Sicherheit, das hohe Einkommensniveau, 
eine verbreitete Schattenwirtschaft, eine in 
manchen Mitgliedstaaten (wie lange Zeit in 
Spanien) verbreitete Praxis der Duldung und 
späteren Einbürgerung sowie ansässige Mi- 
grantenbevölkerungen. Formen illegaler Zu- 

Flüchtlinge in Afrika Foto: ES-Archiv 

Staaten gegenseitige Abschottungsmaß- 
nahmen gelockert. 

Eine BegleiterMeinung erwünschter Zu- 
wanderung ist die illegale Migration. Ziellän- 
der werden dadurch mit Organisierter Krimi- 
nalität, humanitären Herausforderungen so- 
wie politisdwen und sozialen Folgelasten kon- 
frontiert. Auch wenn die illegale Migration 
in die EU noch vergleichsweise gering ist, SO 
hat eine starke Zunahme an Brennpunkten 
die Entsdweidungsträger in den letzten Jah- 
ren alarmiert. 

Wanderung sind in erster Linie die Wsaüber- 
ziehung, dann Dokumentenfälschung und 
erst an dritter Stelle der heimliche Grenz- 
Übertritt. Die Gesamtzahl illegal in der EU 
lebender Migranten wurde 2009 bei einer 
Gesamtbevölkerung von knapp 500 Millio- 
nen auf 4,5 bis 8 Millionen (0,9 bis 1,6%) ge- 
schätzt. 

Diesen Zahlen steht eine legale Migration 
in die EU gegenüber, die angesichts sinken- 
der Geburtenzahlen dringend benötigt wird. 
2009 betrug der Nettoeinwanderungsüber- 
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Das Verwaltungsgebäude, in dem Frontex in Warschau seinen Sitz hat Foto: Frontex 

• 
• 

• Senkung der Kosten von Überweisungen 
durch Migranten in die Heimatländer, 

• Verbesserung der Anerkennung von Be- 
rufsabsdılüssen und Qualifikationen so- 
wie 

• Integration als Querschnittsthema der EU- 
Politik. 
Vor dem Hintergrund aktueller Entwick- 

lungen stellte die EU-Kommission 2011 eine 
Liste von Reformvorschlägen auf. So soll ei- 
ne Gemeinsame Migrations- und Asylpoli- 
tik entwich<elt und bereits bis 2012 ein ange- 
glichenes Europäisches Asylsystem erreicht 
werden. Das Visaregime soll liberalisiert und 
gleichzeitig eine temporäre lMedererschwe- 
rung durch Schutzklauseln ermöglicht wer- 
den. Mit nordafrikanischen Staaten sollen 
„Mobilitätspartnersdlaf*ten" abgeschlossen 
werden, die finanzielle Zuwendungen und 
Migrationsanreize mit der Pflicht zur Zurück- 
haltung illegaler Migranten Kombinieren. 

Gründung von Frontex 

• 

Schuss der EU aus Drittstaaten gemäß Euro- 
stat 857.000, er machte 63 Prozent des Be- 
völkerungswachstums aus. Die Zahl der re- 
gistrierten EU-Ausländer betrug in diesem 
Jahr 19,8 Millionen (vier Prozent der EU-Be- 
völkerung, in erster Linie Türken, Marokka- 
ner, Albaner, Chinesen). 

Eine besondere Gruppe sind die Asylbe- 
werber. 2009 wurden in den EU-Staaten ge- 
mäß Eurostat 266.400 Asylanträge gestellt, 
an der Spitze Staatsangehörige von Afgha- 
nistan, Russland, Somalia, Irak und dem Ko- 
sovo. Angesidwts einer EU-weiten durch- 
schnittlichen Anerkennungsquote von ledig- 
lich 27 Prozent (Erstanträge) bzw. 19,2 Pro- 
zent (Berufungsanträge) im selben Jahr darf 
auf einen großen Anteil von Wirtschaftsmi- 
granten geschlossen werden, die eigentlich 
der Gruppe der illegalen Zuwanderer zuzu- 
rechnen sind. 

In der EU lag die Regelung von Migration 
bis 1990 ausschließlich in nationaler Zustän- 
digkeit. Von 1990-99 erfolgte eine zwischen- 
staatliche Zusammenarbeit über Abkommen . 
1999 definierte der Vertrag von Amsterdam 
Migration als Gemeinschaftsaufgabe. Die EU 
wurde ermächtigt, Standards und Prozedu- 
ren für Grenzkontrollen festzulegen. Doch 
beließ der Vertrag die Möglichkeit eines „opt 
out", wofür sich Dänemark, Großbritannien 
und Irland in bestimmten Bereichen entschie- 
den. Die ab 1985 zwischenstaatlich verein- 
barten Sdıengen-Regelungen wurden Be- 
standteil des Vertrags (Großbritannien und 
Irland bleiben ausgenommen). 2003 wurde 
in Migrationsfragen eine qualifizierte Mehr- 
heitsentscheidung im Rat anstatt einer ein- 
stimmiger Entscheidung, 2004 dne Mitent- 
sdweidung durch das Europäische Parlament 
e'iflgefÜhft. 

Der Vertrag von Lissabon weitete 2009 
die Mitentscheidungsbefugnisse des EU-Par- 
laments aus und stärkte die Rolle der Kom- 
mission in den Bereichen Einwanderung und 
Asyl. Doch sind zentrale Bereiche der Migra- 
tionspolitik nod"ı nicht vergemeinschaftet, so 
die Regelung legaler Zuwanderung und das 
Asylrecht. 

Im Lauf der 1990er Jahre wurde die Hal- 
tung der Bevölkerung in vielen Mitglied- 
staaten zunehmend migrationskritisch. 
Befürchtet werden eigene ökonomische 
und soziale Nachteile, Integrationsproble- 
me und ein Kriminalitätszuwachs. Populis- 
tische Parteien gewannen mit diesem The- 
ma an Stimmen. Daraus resultierte eine zu- 
nehmend restriktive Haltung der EU und ih- 
rer Mitgliedstaaten. Tendenziell wurde Mi- 
gration nun eher als Risiko denn als Chan- 
ce betrachtet. Ein Gipfelpunkt war erreicht, 
als der damalige Bundesinnenminister Ot- 
to Schily (SPD) vor dem Hintergrund damals 
stark zunehmender Asylbewerberzahlen 
2004 die Einrichtung von „Auffanglagern" 
in Nordafrika forderte. Migranten sollten 
bei einer dortigen vorgelagerten Asylprü- 

Fung weder einen Anspruch auf deutsche 
Rechtssta ndards und gerichtliche Über- 
prüfung der Entscheidung haben noch ei- 
nen Antrag auf Asyl in einem EU-Staat stel- 
len können. Vielmehr sei bei anerkanntem 
Fluchtgrund eine Unterbringung nahe ihrer 
Heimat anzustreben. Bestärkt wurde eine 
migrationskritische Haltung durch islamisti- 
sche Terroranschläge, für die - wie 2004 in 
Spanien - in der EU lebende Migranten ver- 
antwortlich waren. 

Das 2005 für eine Dauer von fünf Jahren 
beschlossene „Haager Programm zur Stär- 
kung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der 
Europäischen Union" suite Migration erst- 
mals mit einem Gesamtansatz zu regeln. Ge- 
gliedert war das Programm in die Bereiche: 

Asyl, 
Migration und Integration, 

• Externe Dimension/Entvvicklung, 
• Grenzkontrollen und irreguläre Migration 

sowie 
• Grundrechte und Bürgerschaft. 

Mit positiven Anreizen und negativen 
Maßnahmen sollte erwünschte Migration 
gefördert sowie illegale Zuwanderung ver- 
hindert werden. Das französische Projekt 
eines „EU-Migrationspakts" mit festen Ar- 
beitsmarktquoten für Drittstaatenangehö- 
rige scheiterte 2008. Umgesetzt wurden in 
erster Linie die negativen Maßnahmen des 
Haager Programms. 

Nachfolger ist das „Stockholmer Pro- 
gramm" (2009-2014). Es umfasst: 

Einführung eines automatsierten Entry- 
Exit-Systems und strengere Visa-Erteilung, 

• verbesserte Umsetzung der Menschen- 
rechte bei aufgegriffenen llegalen Zuwan- 
derern, 

• mehr Solidarität unter Mitgliedstaaten bd 
der Aufnahme von Asylbewerbem und 
Flüchtlingen, 
Entwid<lung eines Konzepts der „zirkulä- 
ren Migration", 

• 

Am 3. Oktober 2005 nahm die „Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an den 
Außengrenzen der EU" (genannt ıı Frontex") 
ihre Arbeit auf. Ihre Wurzeln reichen in das 
Jahr 2001 zurück, als der Europäische Rat in 
Laeken eine verbesserte Koordination der 
Kontrollen an den Außengrenzen zur Ver- 
hinderung von Terrorismus, illegaler Migrati- 
on und Menschenschmuggel forderte. Hin- 
tergrund war einerseits der 11. September 
2001, andererseits die Herausforderung der 
Kontrolle der langen, offenen EU-Ostgren- 
ze für künftige Mitgliedstaaten wie Polen - 
nicht zufällig nahm die Agentur ihren Sitz in 
Warschau. Der von der Kommission begrüß- 
te Vorschlag Belgiens, Deutsdılands, Frank- 
reichs, Italiens und Spaniens zum Aufbau 
einer „European Border Police" fand keine 
Mehrheit. Stattdessen einigte man sich auf 
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Finanzierung aus dem EU-Budget. Dadurch 
ist die Agentur in der Lage, EU-Mitgliedstaa- 
ten sowie Drittstaaten finanzielle Anreize für 
gemeinsame Vorhaben zu bieten . 

eine koordinierende Agentur mit operativen 
Aufgaben. Durd'ı ihre Tätigkeit soll auch die 
Sichtbarkeit der EU an den Außengrenzen 
verbessert werden. 

Frontex ist ein wichtiger Bestandteil des 
von der EU verfolgten Konzepts „Integriertes 
Grenzmanagement". Die Agentur erstellt Ri- 
sikoanalysen, verfolgt die diesbezügliche For- 
schung, unterstützt die Mitgliedstaaten bei 
der Ausbildung von Grenzschützern, koor- 
diniert die operative Zusammenarbeit beim 
Schutz der Außengrenzen, bietet hierfür 
technische und operative Unterstützung und 
leistet die erforderliche Hilfe bd der Organi- 
sation gemeinsamer Rückführungsaktionen. 

Im Vordergrund der Arbeit stehen Kapazi- 
tätsaufbau, Kooperationsförderung und Ko- 
ordination. Frontex erhielt bei Gründung we- 
der exekuüve Befugnisse noch eigene Polizei- 
kräfte bzw. Ausrüstung. Bei Einsätzen muss- 
te es SiM um freiwillige Unterstützung durch 
die Mitgliedstaaten bemühen. Frontex sam- 
melt keine Nachrichten, sondern greift auf 
die Daten anderer Organisationen wie des 
Europäischen Polizeiamts EUROPOL und des 
Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) zurück. Einzige Ausnahme ist der von 
Frontex aufgebaute „Centralised Record of 
Available Technical Equipment" (CRATE). 
Dieser Datenpool dient als Grundlage für die 
Planung von Einsätzen. Ende 2007 waren auf 
dem Papier 115 Schiffe, 27 Hubschrauber, 21 
Flugzeuge, drei mobile Radareinheiten sowie 
weitere Ausrüstung abrufbar. 

Frontex wird von einem Verwaltungsrat 
geleitet, der sich aus je einem Vertreter der 
Mitgliedstaaten und der Schengen-asso- 
ziierten Länder Island und Norwegen (die- 
se mit eingeschränktem Stimmrecht) sowie 
zwei Vertretern der Kommission zusammen- 
setzt. Auf Empfehlung der EU-Kommission 
ernennt der Verwaltungsrat den Frontex- 
Exekutivdirektor nebst Stellvertreter und be- 

schließt über das vom Exekutivdirektor vor- 
gesd'ılagene Arbeitsprogramm, das Budget, 
Personalfragen und den Jahresbericht. Als 
erster Exekutivdirektor wurde der (bis 2013 
amtierende) finnische Grenzschutz-Brigade- 
general llkka Laitinen gewählt, zuvor Direk- 
tor des in Frontex aufgegangenen EU Risk 
Analysis Centre in Helsinki. 

Bewusst wurde Frontex vom Europäischen 
Rat am 26. Oktober 2004 gegründet, bevor 
das Europäische Parlament ein Mitentschei- 
dungsrecht in Migration fragen erhielt. Der 
Frontex-Exekutivdirektor ist lediglich dem 
von den Mitgliedstaaten dominierten Ver- 
waltungsrat verantwortlich. Das Europäische 
Parlament übt nur über das Haushaltsrecht 
eine Kontrolle aus. Außerdem hatte erstmals 
im dritten Jahr, danach alle fünf Jahre eine 
unabhängige externe Evaluierung von Fron- 
tex zu erfolgen. 

Bei Gründung setzten die Mitgliedstaa- 
ten entgegen dem Vorschlag der Kommissi- 
on durdrı, dass jeder Mitgliedstaat mit einem 
Vertreter im Verwaltungsrat sitzt. Aus Sicht 
der Mitgliedstaaten ist Frontex ein gelunge- 
ner Kompromiss: Sie behalten die ausschließ- 
liche Verantwortung für die Kontrolle ihrer 
Außengrenzen bzw. die Abschiebung nicht 
aufenthaltsberechtigter Ausländer und kön- 
nen hierfür personelle und materielle Unter- 
stützung durch Frontex abrufen. Zwar ent- 
scheidet Frontex eigenständig über Einsätze, 
im Idealfall auf Grundlage eigener Risikoana- 
lysen, doch hat die Praxis gezeigt, dass genü- 
gender politischer Druck durch einflussreiche 
Mitgliedstaaten Frontex-Einsätze auslösen 
kann. Budget und Mitarbeiterzahl wuchsen 
rasch auf - von 6,2 Mio. Euro und 44 im Jahr 
2005 auf 86 Mio. und 300 im Jahr 2011 (da- 
von ein Drittel von den Mitgliedstaaten se- 
kundiert). 

Die Stärke von Frontex liegt in ihrer finan- 
ziellen Unabhängigkeit infolge weitgehender 

Tätigkeitsbereiche 

Die Aufstande in der arabischen Welt haben auch Einfluss auf die Migrationspolitik der EU 
Foto: UNHCR 

In jedem EU-Mitgliedstaat wurde eine na- 
tionale Schnittstelle eingeridwtet, der so ge- 
nannte National Frontex Point of Contact 
(NFPOC), wo ein Verbindungsbeamter sitzt 
und über verschlüsselten Mail-Sewice kom- 
muniziert. Frontex arbeitet eng mit dem Eu- 
ropäischen Lagezentrum (SitCen), EU ROPOL 
und der Task Force of Police Chiefs zusam- 
men. Auch mit Herkunfts- und Transitlän- 
dern von Flüchtlingen und illegalen Migran- 
ten kooperiert Frontex in technischen Fra- 
gen, entsprechende Arbeitsabkommen wur- 
den mit diversen EU-Nachbarstaaten abge- 
schlossen. Zu eine politischen Zusam menar- 
beit ist Frontex nicht ermädntigt. Im Aufbau 
befindet sich das Informations- und Kommu- 
nikationsnetzwerk lCOnet, in dem künftig in 
Edıtzeit Daten über die Lage an den Grenzen 
eingespeist und verfügbar sein werden. 

Die Agentur erstellt auf der Basis eines 
Common Integrated Risk Analysis Modell 
(CIRAM) regelmäßige Risikoanalysen für die 
Außengrenzen der EU sowie für bestimmte 
Regionen und Staaten. Forschungsprojek- 
te umfassen z.B. ein automatisiertes Entry/ 
Exit-System zur Erkennung von Visaüberzie- 
hern oder die Entwid<lung von Drohnen zur 
Grenzraumüberwachung (Border Security 
Unmanned Aerial Vehides/BSUA\/) - letzte- 
res Vorhaben ist Teil des Großprojekts „Eu- 
ropean Su weillance System" (EUROSUR). Im 
Bereich der Ausbildung hat Frontex ein Ko- 
operationsnetzwerk von neun Grenzschutz- 
akademien ins Leben gerufen. Gemeinsame 
Curricula wurden erarbeitet. 

Aus einem Pool von Experten der Mit- 
gliedstaaten entsendet die Agentur einzel- 
ne Beamte bzw. Frontex Joint Support Teams 
(HsT), die als „Gastbeamte" in der Uniform 
ihres Entsendelandes im Einsatzland Grenz- 
schützer ausbilden, die Grenzüberwachung 
unterstützen sowie operative Einsätze vor- 
bereiten und durchführen. Darunter finden 
sich „Screener", die illegale Einreisende iden- 
tifizieren, „Debriefer", die Verdächtige be- 
fragen, und Spezialisten für die Entded<ung 
gefälschter Dokumente. Als problematisdw 
haben sich die Sprachenvielfalt in der EU so- 
wie die unterschiedlidwe Kulturen der Grenz- 
sicherung herausgestellt - in manchen Mit- 
gliedstaaten ist für diese Aufgabe die Polizei, 
in anderen eine Grenzschutztruppe, auf Mal- 
ta das Militär verantwortlich. 

Frontex koordiniert auf Grundlage des 
Kommunikationsnetzwerks ICOnet Sam- 
melabschiebungen. Mit diversen Flugge- 
sellschaften wurden Vereinbarungen über 
den Abruf von Charterflügen abgeschlos- 
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Der Exekutivdirektor von Frontex, der finnische Grenzschutz-Brigadegeneral Ilkka Laitinen, bei der 
Operation „RABIT" in Griechenland Foto: Frontex 

Sen. 2009 koordinierte und finanzierte Fron- 
tex beispielsweise 32 „Joint Return Opera- 
tions" (davon 16 nach Nigeria). Zweck sol- 
cher Sammelabschiebungen ist es auch, Ein- 
zelabschiebungen in Linienflügen überflüssig 
zu machen. 

Zu den ersten operatWen Frontex-Einsät- 
zen zählten 2006/07 „Amazon" (Bekämp- 
fung illegaler Einwanderer aus Südameri- 
ka an den Flughäfen Amsterdam, Barcelo- 
na, Frankfurt a.M., Lissabon, Madrid, Pa- 
ris, Rom), „Ariadne" (Unterstützung Polens 
an den Landgrenzen zur Ukraine und zu 
Weißrussland), „Hera l und II" (Unterstüt- 
zung Spaniens im Atlantik vor den Kanaren), 
„Nautilus l und II" (Unterstützung von Itali- 
en und Malta im südlichen Mittelmeerraum) 
und „Poseidon l und II" (Unterstützung von 
Griechenland im östlichen Mittelmeerraum 
und an der Landgrenze zur Türkei). Die Füh- 
rung obliegt demjenigen Staat, in dem die 
Operation stattfindet. Einsätze wie „Hera" 
und „Poseidon" entwickelten sich zu Dau- 
erbrennern und werden immer wieder neu 
aufgelegt. 

Bei von Frontex koordinierten Seeeinsät- 
zen wird in einem der beteiligten Mitglied- 
staaten ein „lntemational Coordination Cen- 
tre" (ICC) errichtet. Auf Grundlage der von 
Frontex erstellten Machbarkeitsstudie MED- 
SEA wurde eine Organisations- und Kommu- 
nikationsstruktur für gemeinsame Patrouillen 
der Mitgliedsstaaten bzw. von Frontex-Ein- 
sätzen zur Unterstützung von Mitgliedsstaa- 
ten erarbeitet, genannt „European Patrols 
Network" (EPN). 

Gründe vorbringen können, aufgrund derer 
sie annehmen, dass die Ausschifiung an dem 
vorgeschlagenen Ort gegen den Grundsatz 
der Nichtzurückweisung verstößt." Die kon- 
krete Ausgestaltung des Prüfverfahrens ein- 
sdwließlich möglicher Rechtsschutzaspekte 
obliegt dem jeweiligen Flaggenstaat nach 
Maßgabe der einschlägigen Rechtsnormen 
des Unions- und Völkerrechts. 

Soforteinsätze in Krisenfällen 
Regelungen für Seeeinsätze 

das internationale Seerecht die inter- 

Abwehrmaßnahmen gegen illegale Mig- 
ranten auf Hoher See legitimiert Frontex mit 
der Bekämpfung des kriminellen Schleuser- 
wesens sowie Maßnahmen zur Seenotret- 
tung: Denn illegale Migranten fahren häu- 
fig auf seeuntüchtigen Booten. Gemäß den 
Frontex-Leitlinien vom April 2010 werden sie 
vorrangig in daqenige Land gebracht, von 

Seeeinsätze einzelner oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten mit oder ohne Unterstützung 
durch Frontex finden auch außerhalb der 
Zwölf-Meilen-Zone auf Hoher See statt. Die- 
se wird als „seewärts vorgelagerte Grenz- 
kontrollzone" zur Unterbindung kriminel- 
ler Aktivitäten und illegaler Einwanderung 
bezeichnet. Hier gilt nicht mehr nationales 
oder europäisches Recht sondern es kom- 
men ' , 
nationalen Vereinbarungen über die Rettung 
Schi brüchiger, das Flüchtlingsrecht und die 
Menschenrechte zur Anwendung. Kontroll- 
und Zurückweisungsmöglichkeiten sind auf 
Hoher See stark eingeschränkt. Allerdings 
besteht kein Konsens über eine verbindliche 
Interpretation der unterschiedlichen Rechts- 
normen. 

dem sie in See gestochen sind (wenn dies 
nicht möglich ist, in das Hoheitsgebiet des- 
jenigen EU-Staates, der die Seepatrouille lei- 
tet). 

Wenn entsprechende bilaterale Abkom- 
men abgeschlossen sind, können Patrouillen 
auch zusammen mit Schiffen von Drittstaa- 
ten in deren Hoheitsgewässern stattfinden. 
So dürfen von Frontex organisierte Patrouil- 
len gemäß einem - die Agentur einschließen- 
den - bilateralen Abkommen zwischen Spa- 
nien und den Kapverdischen Inseln in deren 
Hoheitsgewässern stattfinden. In aller Regel 
sind bei solchen gemeinsamen Patrouillen 
Beamte des jeweiligen Drittstaates an Bord 
der Schiffe von EU-Mitgliedstaaten . 

Im April 2010 verabschiedete der Europä- 
ische Rat bei Enthaltung Italiens und Maltas 
verbindliche „ Leitlinien für Frontex-Operatio- 
nen auf See". Sie sollen Klarheit und Vorher- 
sehbarkeit im Hinblick auf die Anwendung 
des internationalen Rechts bei Einsatzmaß- 
nahmen auf See gewährleisten. Punkt 1.2 
bekräftigte den in der Genfer Flüchtlingskon- 
vention und der Antifolterkonvention veran- 
kerten und aus der Europäischen Menschen- 
redwtskonvention und dem UN-Zivilpakt ab- 
geleiteten Grundsatz der Nichtzurückwei- 
sung in ein Land, in dem Leben bzw. Freiheit 
eines Flüchtlings bedroht sind : 

„Keine Person darf unter Verstoß gegen 
den Grundsatz der Nichtzurückweisung aus- 
geschifft oder auf andere Weise den Behör- 
den eines Landes überstellt werden, in dem 
die Gefahr der Ausweisung oder Rückfüh- 
rung in ein anderes Land unter Verstoß ge- 
gen diesen Grundsatz besteht. Unbescha- 
det der Nummer 1.1 snd die aufgegriffe- 
nen oder geretteten Personen auf geeigne- 
te Weise zu informieren, so dass sie etwaige 

Forderungen von Mitgliedstaaten nach 
schneller Unterstützung in Krisenfällen führ- 
ten am 11. Juli 2007 zu einer Veränderung 
der Frontex-Verordnung. Der Europäischen 
Rat beschloss einen Mechanismus zur Bil- 
dung von Soforteinsatzteams für Grenzsi- 
cherungszwed<e (Rapid Border Interventi- 
on Teams) in „außergewöhnlichen und drin- 
genden Situationen". Künftig kann auf einen 
Pool von 175 zusätzlichen, für Soforteinsätze 
ausgebildeten Grenzschutzbeamten zurück- 
gegriffen werden. Die RABIT-Einhdten sol- 
len nach Anforderung durch einen betroffe- 
nen Mitgliedstaat nurfür einen beschränkten 
Zeitraum eingesetzt werden. Die Entschei- 
dung über einen Einsatz trifft der Frontex-Ex- 
ekutivdirektor binnen fünf Tagen nach Erhalt 
der Anfrage. Länge, Dauer, Aufgaben und 
Finanzierung regelt der vom Exekutivdirek- 
tor in Kooperation mit dem Einsatzstaat er- 
stellte Operationsplan. Die Führung obliegt 
dem Einsatzland. Die in den Uniformen ih- 
rer Entsendeländer teilnehmenden „ RABIT- 
Teammitglieder" dürfen nur unter Leitung 
und in Gegenwart von Beamten des Ein- 
satzmitgliedsstaates tätig werden, verfügen 
aber über alle exekutiven Befugnisse (inklusi- 
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